
 

 

 

Verpflichtung zur Vertraulichkeit 

und zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen 

Anforderungen 

 

 

Frau/Herr 

 

Familienname  Vorname 

 
 

verpflichtet sich hiermit, personenbezogene Daten nicht unbefugt zu verarbeiten und 

erklärt die Vorgaben der geltenden Datenschutzvorschriften einzuhalten und die 

folgenden Datenschutzregeln und - informationen zu beachten. 

 

Personenbezogene Daten dürfen nur verarbeitet werden, wenn eine gesetzliche 

Regelung die Verarbeitung erlaubt bzw. vorschreibt oder eine Einwilligung vorliegt. 

 

Personenbezogene Daten dürfen nur in dem Umfang und in der Weise verarbeitet 

werden, wie es zur rechtmäßigen Erfüllung der übertragenen Aufgaben erforderlich ist. 

Es ist insbesondere untersagt, personenbezogene Daten unbefugt oder unrechtmäßig 

zu verarbeiten oder absichtlich oder unabsichtlich die Sicherheit der Verarbeitung in 

einer Weise zu verletzen, die zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung, zur 

unbefugten Offenlegung oder unbefugtem Zugang führt. 

 

Personenbezogene Daten dürfen nur nach Weisung des Arbeitgebers verarbeitet 

werden. Insbesondere die Bestimmungen der Weisungen zum Datenschutz sind zu 

beachten. Neben formlosen Einzelanweisungen der Vorgesetzten gelten als Weisung: 

Dienstvereinbarungen, allgemeine Dienstanweisungen, Arbeitshilfen sowie 

Prozessbeschreibungen (z.B. aus dem Qualitätsmanagement), Ablaufpläne, 

behördliche Dokumentationen (z.B. Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten), 

Richtlinien, Leitlinien und Handbücher. 

 

1. Grundsätze der Datenverarbeitung und Leitlinien 

Es sind die Grundsätze nach Art. 5 Abs. 1 DS-GVO für die Verarbeitung 

personenbezogener Daten zu wahren. Sie beinhalten im Wesentlichen Folgendes: 

 

(1) Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz 

Die Daten müssen auf rechtmäßige und faire Weise, und in einer für die betroffene 

Person nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden. 

(2) Zweckbindung 

Die Daten dürfen nur für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben 

werden und nicht in einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise 



 

 

weiterverarbeitet werden. 

 

(3) Datenminimierung 

Die Daten müssen dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die 

Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß beschränkt sein. 

(4) Richtigkeit 

Die Daten müssen sachlich richtig und auf dem neuesten Stand sein. Daten, die 

unrichtig sind, sind unverzüglich zu löschen oder zu berichtigen. 

(5) Speicherbegrenzung 

Die Daten dürfen nur so lange personenbezogen gespeichert werden, wie es für 

die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist. 

(6) Integrität und Vertraulichkeit 

Die Daten müssen in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene 

Sicherheit gewährleistet. Sie sind daher vor unbefugter oder unrechtmäßiger 

Verarbeitung, vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder 

unbeabsichtigter Schädigung zu schützen. 

 

Des Weiteren sind die Leitlinien Informationssicherheit und Datenschutz zu beachten. 

 

2. Sozialdaten 

Das Amtsgeheimnis – insbesondere das Sozialgeheimnis gemäß § 35 SGB I - ist zu 

wahren. Die Bestimmungen zum Schutz der Sozialdaten nach § 35 SGB I i.V.m. §§ 67 

ff. SGB X sind zu beachten. 

 

3. Berufs- oder Amtsgeheimnis 

Die sich nach dem Tarif- oder Beamtenrecht ergebende Vertraulichkeitsverpflichtung 

wird durch diese Erklärung nicht berührt. Angestellte haben nach § 3 Abs. 1 TVöD über 

Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen 

oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren. Beamtinnen und 

Beamte haben nach § 1 Abs. 1 HBG iVm. § 37 BeamtStG über die ihnen bei oder bei 

Gelegenheit ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen dienstlichen 

Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren.  

 

Im Übrigen wird auf das Heft mit der Verpflichtung nach dem Verpflichtungsgesetz und 

die dort genannten Strafvorschriften verwiesen.  

 

4. Beschäftigtendaten 

Personenbezogene Daten der Beschäftigten des Kommunalen Jobcenters Kreis Groß-

Gerau (AöR) dürfen nur in dem Umfang und in der Weise verarbeitet und insbesondere 

weitergegeben werden, wie es zur rechtmäßigen Erfüllung der übertragenen Aufgaben 

(z.B. Führungsaufgaben, Personalverwaltung, etc.) erforderlich ist. 

 

5. Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 



 

 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse im Rahmen der Ausführung der Aufgaben nach 

dem Sozialgesetzbuch (z.B. selbstständige Leistungsempfänger, 

Arbeitgeberförderung) unterliegen dem Sozialgeheimnis nach § 35 Abs. 4 SGB I (siehe 

Nr. 2 dieser Verpflichtung). Es ist zudem grundsätzlich untersagt, fremde 

Geheimnisse, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse unbefugt zu 

offenbaren. Dies gilt insbesondere auch für die Geschäftsgeheimnisse von 

Dienstleistern wie IT-Vertragspartnern und Maßnahmeträgern des Kommunalen 

Jobcenters Kreis Groß-Gerau (AöR). 

 

1.  Verstöße gegen diese Verpflichtung 

Ein Verstoß gegen die Vertraulichkeits- und Datenschutzvorschriften stellt einen 

Verstoß gegen arbeitsvertragliche Pflichten dar, der entsprechend geahndet werden 

kann. Verstöße gegen diese Verpflichtung können zudem auch zu einem Verstoß 

gegen gesetzliche Geheimhaltungspflichten (z.B. §§ 203; 353 b StGB) führen, welche 

mit Geldbuße, Geldstrafe und/oder Freiheitsstrafe geahndet werden können. Entsteht 

einer betroffenen Person durch einen Verstoß gegen diese Verpflichtung ein 

materieller oder immaterieller Schaden, kann auch ein (zivilrechtlicher) 

Schadenersatzanspruch entstehen. 

 

2. Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 

Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit und zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen 

Anforderungen besteht auch nach der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 

fort. 

 

3. Gesetzestexte 

Auszüge der § 78 HDSIG, Art. 5, 82 DS-GVO, § 203 StGB, §§ 85, 85a SGB X sowie 

des § 35 SGB I sowie Links zu den Sozialgesetzbücher SGB I, SGB II und SGB X, der 

DS-GVO und dem HDSIG sind dieser Erklärung beigefügt. Dienstanweisungen, 

Richtlinien, Leitlinien, Arbeitshilfen und weitere Weisungen zum Datenschutz sind im 

Fachprogram butler hinterlegt und können dort jederzeit eingesehen werden. 

 

Ich bestätige diese Verpflichtung.  

 

Ein Exemplar dieser Verpflichtung nebst Anlage mit den Gesetzestexten habe ich 

erhalten. Mir wurden zudem die Leitlinien Informationssicherheit und Datenschutz und 

das Heft mit der Verpflichtung nach dem Verpflichtungsgesetz ausgehändigt. 

 

 

 

____________________ ______________ 

            Ort, Datum      Unterschrift 
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Die Vorschriften der Sozialgesetzbücher SGB I, SGB II und SGB X können hier 

eingesehen werden: https://www.gesetze-im-internet.de . Der vollständige Text der 

Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) kann hier auf dieser Seite 

eingesehen werden: https://dsgvo-gesetz.de/. Das hessische Datenschutz- und 

Informationsgesetz ist auf dieser Seite einsehbar: https://dsgvo-gesetz.de/hdsig/. 

 

§ 78 HDSIG Schadensersatz 

(1) Hat ein Verantwortlicher einer betroffenen Person durch eine Verarbeitung personenbezogener 

Daten, die nach diesem Gesetz oder nach anderen auf ihre Verarbeitung anwendbaren Vorschriften 

rechtswidrig war, einen Schaden zugefügt, ist er oder sein Rechtsträger der betroffenen Person zum 

Schadensersatz verpflichtet. Die Ersatzpflicht entfällt, soweit bei einer nicht automatisierten 

Verarbeitung der Schaden nicht auf ein Verschulden des Verantwortlichen zurückzuführen ist.  

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann die betroffene Person eine 

angemessene Entschädigung in Geld verlangen. 

(3) Lässt sich bei einer automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten nicht ermitteln, welche 

von mehreren beteiligten Verantwortlichen den Schaden verursacht hat, so haftet jeder Verantwortliche 

beziehungsweise sein Rechtsträger. 

(4) Bei einem Mitverschulden der betroffenen Person ist § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

entsprechend anzuwenden. 

(5) Auf die Verjährung finden die für unerlaubte Handlungen geltenden Verjährungsvorschriften des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 

(6) Weitergehende sonstige Schadensersatzansprüche bleiben unberührt. 

(7) Der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten steht offen. 

 

Art. 5 DS- GVO Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Personenbezogene Daten müssen 

1. auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene Person 

nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und 

Glauben, Transparenz“); 

2. für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in einer mit 

diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden; eine 

Weiterverarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche 

oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gilt gemäß Artikel 89 Absatz 

1 nicht als unvereinbar mit den ursprünglichen Zwecken („Zweckbindung“); 

3. dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung 

notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“); 

4. sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle 

angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die 

Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden 

(„Richtigkeit“); 

5. in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur so lange 

ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist; 

personenbezogene Daten dürfen länger gespeichert werden, soweit die personenbezogenen 

Daten vorbehaltlich der Durchführung geeigneter technischer und organisatorischer 

Maßnahmen, die von dieser Verordnung zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen 

Person gefordert werden, ausschließlich für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke 

oder für wissenschaftliche und historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke 

gemäß Artikel 89 Absatz 1 verarbeitet werden („Speicherbegrenzung“); 

6. in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezogenen 

Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung 

und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter 

Schädigung durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen („Integrität und 

Vertraulichkeit“); 

https://www.gesetze-im-internet.de/
https://dsgvo-gesetz.de/
https://dsgvo-gesetz.de/hdsig/
https://dsgvo-gesetz.de/art-89-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-89-dsgvo/
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(2) … 

 

Art. 82 DS-GVO Haftung und Recht auf Schadenersatz 

(1) Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen diese Verordnung ein materieller oder immaterieller 

Schaden entstanden ist, hat Anspruch auf Schadenersatz gegen den Verantwortlichen oder gegen den 

Auftragsverarbeiter. 

(2) Jeder an einer Verarbeitung beteiligte Verantwortliche haftet für den Schaden, der durch eine nicht 

dieser Verordnung entsprechende Verarbeitung verursacht wurde. Ein Auftragsverarbeiter haftet für den 

durch eine Verarbeitung verursachten Schaden nur dann, wenn er seinen speziell den 

Auftragsverarbeitern auferlegten Pflichten aus dieser Verordnung nicht nachgekommen ist oder unter 

Nichtbeachtung der rechtmäßig erteilten Anweisungen des für die Datenverarbeitung Verantwortlichen 

oder gegen diese Anweisungen gehandelt hat. 

(3) Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter wird von der Haftung gemäß Absatz 2 befreit, wenn 

er nachweist, dass er in keinerlei Hinsicht für den Umstand, durch den der Schaden eingetreten ist, 

verantwortlich ist. 

(4) Ist mehr als ein Verantwortlicher oder mehr als ein Auftragsverarbeiter bzw. sowohl ein 

Verantwortlicher als auch ein Auftragsverarbeiter an derselben Verarbeitung beteiligt und sind sie gemäß 

den Absätzen 2 und 3 für einen durch die Verarbeitung verursachten Schaden verantwortlich, so haftet 

jeder Verantwortliche oder jeder Auftragsverarbeiter für den gesamten Schaden, damit ein wirksamer 

Schadensersatz für die betroffene Person sichergestellt ist. 

(5) Hat ein Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter gemäß Absatz 4 vollständigen Schadenersatz für 

den erlittenen Schaden gezahlt, so ist dieser Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter berechtigt, von 

den übrigen an derselben Verarbeitung beteiligten für die Datenverarbeitung Verantwortlichen oder 

Auftragsverarbeitern den Teil des Schadenersatzes zurückzufordern, der unter den in Absatz 2 

festgelegten Bedingungen ihrem Anteil an der Verantwortung für den Schaden entspricht. 

(6) Mit Gerichtsverfahren zur Inanspruchnahme des Rechts auf Schadenersatz sind die Gerichte zu 

befassen, die nach den in Artikel 79 Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats zuständig 

sind. 

 

§ 85 SGB X Strafvorschriften 

(1) Für Sozialdaten gelten die Strafvorschriften des § 42 Absatz 1 und 2 des 

Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Person, 

der Verantwortliche, der oder die Bundesbeauftragte oder die nach Landesrecht für die 

Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle. 

(3) Eine Meldung nach § 83a oder nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder 

eine Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 dürfen 

in einem Strafverfahren gegen die melde- oder benachrichtigungspflichtige Person oder 

gegen einen ihrer in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen 

nur mit Zustimmung der melde- oder benachrichtigungspflichtigen Person verwendet 

werden. 

 

§ 85a SGB X Bußgeldvorschriften 

(1) Für Sozialdaten gilt § 41 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend. 

(2) Eine Meldung nach § 83a oder nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder 

eine Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 dürfen 

in einem Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gegen die melde- oder 

benachrichtigungspflichtige Person oder einen ihrer in § 52 Absatz 1 der 

Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung der melde- oder 

benachrichtigungspflichtigen Person verwendet werden. 

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen werden keine Geldbußen verhängt. 

 

§ 35  SGB I Sozialgeheimnis 

(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Absatz 2 Zehntes Buch) von 
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den Leistungsträgern nicht unbefugt verarbeitet werden (Sozialgeheimnis). Die Wahrung des 

Sozialgeheimnisses umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des Leistungsträgers sicherzustellen, 

dass die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder nur an diese weitergegeben werden. 

Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer Angehörigen dürfen Personen, die Personalentscheidungen 

treffen oder daran mitwirken können, weder zugänglich sein noch von Zugriffsberechtigten 

weitergegeben werden. Der Anspruch richtet sich auch gegen die Verbände der Leistungsträger, die 

Arbeitsgemeinschaften der Leistungsträger und ihrer Verbände, die Datenstelle der 

Rentenversicherung, die in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen Vereinigungen, 

Integrationsfachdienste, die Künstlersozialkasse, die Deutsche Post AG, soweit sie mit der Berechnung 

oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, die Behörden der Zollverwaltung, soweit sie Aufgaben 

nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 66 des Zehnten Buches durchführen, die 

Versicherungsämter und Gemeindebehörden sowie die anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 

Absatz 2 des Adoptionsvermittlungsgesetzes), soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch 

wahrnehmen, und die Stellen, die Aufgaben nach § 67c Absatz 3 des Zehnten Buches wahrnehmen. 

Die Beschäftigten haben auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen das 

Sozialgeheimnis zu wahren. 

(2) Die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches und der übrigen Bücher des 

Sozialgesetzbuches regeln die Verarbeitung von Sozialdaten abschließend, soweit nicht die 

Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 

und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, 

S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung 

unmittelbar gilt. Für die Verarbeitungen von Sozialdaten im Rahmen von nicht in den 

Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679 fallenden Tätigkeiten finden die Verordnung (EU) 

2016/679 und dieses Gesetz entsprechende Anwendung, soweit nicht in diesem oder einem anderen 

Gesetz Abweichendes geregelt ist. 

(2a) Die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- oder 

besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt. 

(3) Soweit eine Übermittlung von Sozialdaten nicht zulässig ist, besteht keine Auskunftspflicht, keine 

Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von Schriftstücken, nicht 

automatisierten Dateisystemen und automatisiert verarbeiteten Sozialdaten. 

(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich. 

(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches 

verarbeitet werden. Sie dürfen außerdem verarbeitet werden, wenn schutzwürdige Interessen des 

Verstorbenen oder seiner Angehörigen dadurch nicht beeinträchtigt werden können. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden neben den in Absatz 1 genannten Stellen auch Anwendung auf solche 

Verantwortliche oder deren Auftragsverarbeiter, 

1. die Sozialdaten im Inland verarbeiten, sofern die Verarbeitung nicht im Rahmen einer 

Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen 

Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erfolgt, oder 

2. die Sozialdaten im Rahmen der Tätigkeiten einer inländischen Niederlassung verarbeiten. 

Sofern die Absätze 1 bis 5 nicht gemäß Satz 1 anzuwenden sind, gelten für den Verantwortlichen oder 

dessen Auftragsverarbeiter nur die §§ 81 bis 81c des Zehnten Buches. 

(7) Bei der Verarbeitung zu Zwecken gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/679 stehen die 

Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und die Schweiz den 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union gleich. Andere Staaten gelten insoweit als Drittstaaten. 

 

§ 203 StGB Verletzung von Privatgeheimnissen 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich 

gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 

1. Arzt, …, 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlußprüfung, 

3. Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, …, 

4. …, 
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5. …, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder 

7. … 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 

Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das 

ihm als 

1. Amtsträger …, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 

4. …, 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner 

Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder 

6. …, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen 

Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben 

der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche 

Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 

bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 

(2a) (weggefallen) 

(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absätzen 1 und 2 genannten 

Personen Geheimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen zur 

Vorbereitung auf den Beruf tätigen Personen zugänglich machen. Die in den Absätzen 1 und 2 

Genannten dürfen fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen offenbaren, die an ihrer 

beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die Inanspruchnahme der Tätigkeit 

der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für sonstige mitwirkende 

Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die an der beruflichen oder dienstlichen 

Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 Genannten mitwirken. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes 

Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwirkende 

Person oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen tätiger 

Datenschutzbeauftragter bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer 

1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, dass eine 

sonstige mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei 

Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung 

verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den 

Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, 

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, die 

unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt 

gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht dafür Sorge getragen hat, dass diese zur 

Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst 

eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder 

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 verpflichteten Person ein 

fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder aus 

dessen Nachlass erlangt hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod 

des Betroffenen unbefugt offenbart. 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 

einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 


